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Kern: Grün-Schwarz muss seiner Fürsorgepflicht den Lehrkräften
gegenüber umgehend nachkommen

Die personellen und strukturellen Probleme an den Schulen im Land jetzt konsequent und entschlossen
angehen, um die gesundheitliche Belastungen der Lehrkräfte zu reduzieren.

Zur heutigen Landespressekonferenz, in welcher der Verband Bildung und Erziehung Baden-
Württemberg die forsa-Umfrage „Gesundheitsvorsorge und Gesundheitsförderung an der Schule“
vorgestellt hat, sagt der bildungspolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Timm Kern:

 

„Schon vor der Corona-Pandemie hatten die Mehrbelastungen der Schulleitungen und Lehrkräfte enorm
zugenommen. Doch in den letzten zwei Jahren haben die ohnehin schon hohen Belastungen der
Lehrkräfte neue Dimensionen erreicht. Dass mit 96 Prozent nahezu alle Schulleitungen eine erneute
Steigerung der Belastungen für Lehrkräfte melden, sollte Grün-Schwarz endlich wachrütteln. Seit langem
ist klar, dass ein andauerndes Delegieren von Zusatzaufgaben an die Lehrkräfte im Land – bei
gleichzeitigem gravierenden Lehrermangel – in immer höherem Maße an der Gesundheit der Lehrerinnen
und Lehrer nagen wird. Wenn nun 40 Prozent der Schulleitungen über eine gestiegene Zahl langfristig
ausgefallener Lehrkräfte aufgrund psychischer Erkrankungen berichten, dann muss sofort gehandelt
werden. Es ist jetzt wichtig, dass man die personellen und strukturellen Probleme an unseren Schulen im
Land konsequent und entschlossen angeht: Wir brauchen umgehend mehr Lehrkräfte, ein größeres
Angebot an Studienplätzen für das Lehramt der Grundschul- und Sonderpädagogik, eine schlagkräftige
Vertretungsreserve sowie endlich ein ausdifferenziertes Personalentwicklungskonzept. Weiterhin muss
die Gesundheitsvorsorge der Lehrkräfte verbessert werden. Der Dienstherr hat eine Fürsorgepflicht
seinen anvertrauten Lehrkräften gegenüber – und dieser Pflicht hat die Landesregierung umgehend
nachzukommen.“

 


